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3 AZR 702/96 
12 Sa 57/96 Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
24. März 1998

U r t e i l
Bittner,Amtsinspektorals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 24. März 1998 durch den Vorsit“ 
zenden Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und 
Bepler sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Schmidt und 
Lohre für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Berlin vom 24. September 
1996 - 12 Sa 57/96 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  I

T a t b e s t a n d  s

Zwischen den Parteien besteht Streit, ob die Klägerin nach 
der Beendigung ihrer Berufstätigkeit als Ballettänzerin eine be 
rufsbezogene Zuwendung nach der Anordnung über die Gewährung 
einer berufsbezogenen Zuwendung an Ballettmitglieder in staatli 
chen Einrichtungen der DDR verlangen kann.

In dieser vom Minister für Kultur der DDR erlassenen und 
nicht förmlich bekanntgemachten Anordnung heißt es u.a.:

"In Verwirklichung des Beschlusses des Minister­
rates vom 13. Mai 1976 über die weitere Entwick­
lung der Schaffensbedingungen der Ballettmitglie­
der in staatlichen Einrichtungen der DDR wird in 
Übereinstimmung mit dem Zentralvorstand der Ge­
werkschaft Kunst folgendes angeordnet:

S 1
Geltungsbereich

Die Anordnung gilt für alle Tänzerinnen und Tän­
zer (im folgenden Ballettraitglieder genannt), die 
ihre Tätigkeit aus alters-, berufsbedingten oder 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr ausüben kön­
nen und sich in einem Arbeits- bzw. Dienstver­
hältnis zu einem Theater, staatlichen Ensemble 
bzw. zum Fernsehen der DDR befinden, die dem Mi­
nisterium für Kultur, dem Ministerium für Natio­
nale Verteidigung, dem Staatlichen Komitee für 
Fernsehen der DDR sowie den Räten der Bezirke, 
Kreise oder Städte unterstehen. ...
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S 2

Berufsbezogene Zuwendung
Alle Ballettmitglieder erhalten nach end­
gültigem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf 
eine berufsbezogene Zuwendung, die nicht 
der Besteuerung und der Beitragspflicht zur 
Sozialversicherung unterliegt. ...

Die berufsbezogene Zuwendung beträgt 50 % 
der arbeitsvertraglich festgelegten monat­
lichen Brutto-Gage als Ballettmitglied auf 
der Grundlage der Gagentabelle des jeweils 
zutreffenden RKV der fünf zusammenhängenden 
verdienstgünstigsten Jahre, höchstens je­
doch 800,—  M monatlich.

Die berufsbezogene Zuwendung wird auch bei 
Ausübung einer anderen Tätigkeit, unabhän­
gig von der Höhe des Einkommens, gewährt.

S 3

Inanspruchnahme der berufsbezogenen 
Zuwendung

Die Inanspruchnahme der berufsbezogenen Zu­
wendung setzt voraus, daß das ausscheidende 
Ballettmitglied das 35. Lebensjahr vollen­
det hat und den Tänzerberuf mindestens 
15 Jahre auf der Grundlage eines Arbeits­
rechtsverhältnisses als Ballettmitglied, 
unabhängig vom Qualifikationsgrad, ausgeübt hat.

S 4

Zahlung und Finanzierung
Die berufsbezogene Zuwendung wird von der 
Einrichtung an das Ballettmitglied gezahlt, 
zu der es bei Ausscheiden aus dem Tänzerbe­
ruf im Arbeitsrechtsverhältnis stand.
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(4) Bei Zahlung der Rente nach den Bestimmungen 
der Sozialversicherung wegen Erreichen der 
Altersgrenze oder wegen Eintritt der Inva­
lidität übernimmt die weitere Zahlung der 
berufsbezogenen Zuwendung die Staatliche 
Versicherung der DDR. Die Unterlagen sind 
durch die Einrichtungen der Staatlichen 
Versicherung der DDR zur Verfügung zu stel­
len.

(5) Die finanziellen Mittel für die Gewährung 
der berufsbezogenen Zuwendung sind im Haus­
haltsplan der entsprechenden Einrichtungen 
beim Sachkonto 3550 - Sonstige Geldzuwen­
dungen - zu planen.

S 5

Inkrafttreten
(1) Diese Anordnung tritt am 1. Juli 1983 in 

Kraft. Sie ist den betroffenen Einrichtun­
gen und Personen in ihrem Geltungsbereich 
in geeigneter Weise bekanntzumachen.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom
1. September 1976 über die Gewährung einer 
beufsbezogenen Zuwendung an Ballettmitglie­
der in staatlichen Einrichtungen der DDR außer Kraft.

Die am 2. April 1952 geborene Klägerin ist Ballettänzerin. 
Sie war am 2. Oktober 1990 mehr als 15 Jahre in diesem Beruf 
tätig und ist derzeit Ballettänzerin am F in
Berlin. Nach der Vereinigung ist der F auf den
Beklagten überführt und von ihm als unselbständige Einrichtung 
weitergeführt worden. Nach Erhebung der zunächst beim Sozialge­
richt Berlin Ende 1992 eingegangenen Klage hat der Beklagte den 
F zum 1. Januar 1995 an die F

Betriebsgesellschaft mbH veräußert. Seither ist die Erwerbe­
rin Arbeitgeberin der Klägerin.
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Das beklagte Land lehnte spätere Zahlungen ab unter Hinweis 
auf die Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H (Gesetzliche Rentenver­
sicherung) Abschnitt III Nr. 6 zum Einigungsvertrag:

"Folgendes Recht der Deutschen Demokratischen Re­
publik bleibt mit folgenden Maßgaben in Kraft:

6. Anordnung über die Gewährung einer berufsbezo­
genen Zuwendung an Ballettmitglieder in staat­
lichen Einrichtungen vom Juni 1983
mit folgenden Maßgaben:
a) Die Anordnung ist bis zum 31. Dezember 1991 

anzuwenden.
b) Von der Anordnung kann für die Zeit bis zum 

31. Dezember 1991 durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung abgewichen werden."

Die Klägerin hat den Standpunkt eingenommen, sie könne die 
Zahlung der Zuwendung nach der Anordnung verlangen, wenn sie aus 
dem Tänzerberuf ausscheide. Dabei sei die Zuwendung entsprechend 
der Rentenentwicklung zu dynamisieren. Ihr sei auf der Grundlage 
der Anordnung über die berufsbezogene Zuwendung eine Anwartschaft 
erwachsen. Diese Anwartschaft habe ihr durch die Regelung im Ei­
nigungsvertrag nicht mehr genommen werden können. Ein etwa ange­
ordneter Wegfall der Anwartschaft verstoße gegen das Grundgesetz.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt

festzustellen, daß die von der Klägerin in der 
DDR rechtmäßig erworbenen Anwartschaften auf die 
berufsbezogene Zuwendung gegenüber dem Beklagten 
unverändert, aber angepaßt entsprechend den sozi­
alversicherungsrechtlichen DynamisierungsVor­
schriften in Höhe von 50 % des Gehaltes der fünf 
einkommensgünstigsten zusammenhängenden Jahre für 
die Zeit nach Beendigung der Berufstätigkeit als
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Ballettänzerin bis zum Eintritt des rentenrecht- 
lichen Leistungsfalles weiterbestehen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er ist der 
Auffassung, ab dem 1. Januar 1992 gebe es keine Rechtsgrundlage 
mehr für den von der Klägerin geltend gemachten Anspruch. Ansprü­
che und Anwartschaften auf Leistungen aus der zusätzlichen Al­
tersversorgung der Ballettmitglieder wegen verminderter Erwerbs­
fähigkeit, wegen Alters und wegen des Todes seien zum 31. Dezem­
ber 1991 in die Rentenversicherung überführt worden. Die Regelun­
gen im Einigungsvertrag verstießen auch nicht gegen das Grundge­
setz .

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Die Berufung 
der Klägerin ist erfolglos geblieben. Mit ihrer Revision verfolgt 
die Klägerin ihren Klageantrag weiter.

E n t s c h e i d i i n q s q r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist unbegründet. Die Vorinstanzen 
haben die Klage zu Recht abgewiesen. Seit dem 1. Januar 1992 be­
stehen für den ursprünglich nach der Anordnung über die berufsbe­
zogene Zuwendung an Ballettmitglieder in staatlichen Einrichtun­
gen der DDR (im folgenden: Anordnung bbZ) begünstigten Personen­
kreis keine Anwartschaften mehr.

I. Durch die Regelung der Anl. II Kap. VIII Sachgebiet H 
Abschn. III Nr. 6 zum Einigungsvertrag sind mit Ablauf des 
31. Dezember 1991 alle Rechte aus der Anordnung bbZ erloschen.
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1. Die Regelung des Einigungsvertrages ist nach ihrem Wortlaut 
nicht eindeutig. Mit der Festlegung, daß die Anordnung bbZ nur 
noch bis zum 31. Dezember 1991 angewendet werden soll, sind zwe 
Regelungsinhalte vereinbar. Es kann damit bestimmt sein, daß au. 
Rechte aus der Anordnung bbZ mit Ablauf des 31. Dezember 1991 er­
löschen sollen. Der Regelungsinhalt der Bestimmung kann sich aber 
auch darauf beschränken, einen Rechtserwerb aus der Anordnung bbZ 
nach dem 31. Dezember auszuschließen, vorher erworbene Vollan­
sprüche auf die berufsbezogene Zuwendung aber aufrechtzuerhalten.

2. Aus den Besonderheiten der Anordnung bbZ und den im Zusam­
menhang damit stehenden Bestimmungen des Einigungsvertrages 
folgt, daß nach dem 31. Dezember 1991 Ansprüche auf berufsbezoge­
ne Zuwendung weder fortbestehen noch neue entstehen sollten. Die 
unmittelbaren Wirkungen der Anordnung bbZ sollten insgesamt been­
det werden. Ihre Regelungen paßten nur in das System der Deut­
schen Demokratischen Republik. Ihre Weitergeltung in einem Sy­
stem, das durch die grundsätzliche Trennung des privatrechtlich 
gestalteten Rechts der Arbeitsverhältnisse von den öffentlich- 
rechtlichen Versorgungssystemen gekennzeichnet ist, mußte ausge­
schlossen werden.

Die berufsbezogene Zuwendung hatte eine andere Funktion als 
eine Betriebsrente nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie wurde nicht als Gegenleistung für erbrachte Betriebstreue, 
sondern wegen eines besonderen persönlichen Versorgungsbedarfs in 
Aussicht gestellt. Die in § 3 Abs. 1 Anordnung bbZ genannte 15- 
jährige Wartezeit mußte nicht in einer der in § 1 Anordnung bbZ
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genannten Einrichtungen zurückgelegt werden. Voraussetzung dafür, 
den Anspruch auf die berufsbezogene Zuwendung zu erwerben, war 
allein eine im Beruf der Ballettänzerin oder des Ballettänzers 
zurückgelegte Beschäftigungszeit. War diese Voraussetzung erfüllt 
und ein bestimmtes Mindestalter erreicht, ging die Anordnung bbZ 
davon aus, daß typischerweise aus gesundheitlichen Gründen ein 
Ausscheiden aus dem Tänzerberuf erforderlich wurde. Trat dieses 
vom Minister für Kultur der DDR als Versorgungsfall bewertete Er­
eignis in einer der in § 1 Anordnung bbZ genannten Einrichtungen 
ein, hatte die Einrichtung die berufsbezogene Zuwendung als vom 
Staat zu refinanzierende Ausgleichsleistung unabhängig davon zu 
erbringen, ob und welche Verdienste der frühere Tänzer in einem 
AnschlußarbeitsVerhältnis erzielte.

Die in der Anordnung bbZ in Aussicht gestellte atypische 
Ausgleichsleistung war damit im Ordnungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland einer sozialversicherungsrechtlichen Leistung weitaus 
ähnlicher als eine Betriebsrente. Die bis zum 31. Dezember 1991 
entstandenen Ansprüche hätten unter diesen Bedingungen nur nach 
erheblichen inhaltlichen Veränderungen in das Recht der Bundesre­
publik Deutschland überführt werden können. Da der Einigungsver­
trag solche Inhaltsänderungen nicht vorgenommen hat, kann die Re­
gelung über die zeitlich beschränkte Weiteranwendung der Anord­
nung bbZ nur bedeuten, daß nach dem Willen der Parteien des Eini­
gungsvertrages mit dem 31. Dezember 1991 alle Rechte aus der An­
ordnung bbZ erloschen sind.
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3. Diese Feststellung steht nicht im Widerspruch zur Senats­
rechtsprechung über die Rechte aus der Anordnung über die Einfüh­
rung einer Zusatzrentenversorgung für die Arbeiter und Angestell­
ten in den wichtigsten volkseigenen Betrieben vom 9. März 1954 
(Anordnung 54).

a) Der Senat hat mehrfach entschieden, daß ein Arbeitnehmer, 
der bis zum 31. Dezember 1991 die Voraussetzungen für den Bezug 
einer Zusatzrente nach der Anordnung 54 erfüllt hat, den Anspruch 
hierauf, auch über den 31. Dezember 1991 hinaus behält. Nur derje­
nige, der bis zum 31. Dezember 1991 die Voraussetzungen eines An­
spruchs noch nicht erfüllt hatte, konnte sie auch in der Folge­
zeit nicht mehr erfüllen. Für ihn scheidet jeder Anspruch aus der 
Anordnung 54 aus (Senatsurteile vom 27. Februar 1996 - 3 AZR 
242/95 - BAGE 82, 203 = AP Nr. 4 zu Einigungsvertrag Anlage II 
Kap. VIII; vom 17. Dezember 1996 - 3 AZR 800/95 - AP Nr. 5 zu 
Einigungsvertrag Anlage II Kap. VIII; vom 29. Juli 1997 - 3 AZR 
72/97 - AP Nr. 6 zu Einigungsvertrag Anlage II Kap. VIII).

b) Diese Rechtsprechung ist nicht auf die Rechte aus der Anord­
nung bbz zu übertragen, auch wenn der Einigungsvertrag in der An­
lage II Kap. VIII Sachgebiet H Abschn. III Nr. 4 eine Regelung 
enthält, wonach auch die Anordnung 54 nur noch bis zum 31. De­
zember 1991 anzuwenden ist.

Bei der Zusatzversorgung nach der Anordnung 54 handelt es 
sich anders als bei der berufsbezogenen Zuwendung um eine be­
triebliche Zusatzleistung, die für eine bereits erbrachte Gegen­
leistung, die Betriebstreue der Arbeitnehmer in einem der wich-

10

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

tigsten volkseigenen Betriebe, versprochen wurde. Hier bestand 
eine derartige Nähe zu den in der Bundesrepublik Deutschland be­
kannten betrieblichen ZusatzVersorgungssystemen, daß eine eindeu­
tige Regelung erwartet werden mußte, wenn der für das Betriebs­
rentenrecht der Bundesrepublik Deutschland entwickelte Schutz von 
erdienten Besitzständen für Rechte aus der Anordnung 54 nicht 
gelten sollte. Eine solche Regelung konnte der Senat der ange­
sprochenen Bestimmung des EinigungsVertrags nicht entnehmen.

Umgekehrt verhält es sich bei den Ansprüchen auf berufsbezo­
gene Zuwendung. Bei dieser systemfremden Ausgleichsleistung, die 
zudem, anders als die Ansprüche aus der Anordnung 54, teilweise 
in das allgemeine Sozialversicherungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland überführt worden sind, hätte es einer eindeutigen Re­
gelung im Einigungsvertrag über das Fortbestehen von Ansprüchen 
bedurft.

4. Die Klägerin kann nicht mit Erfolg darauf verweisen, auf 
seiten der letzten Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik und der Volkskammer habe die Vorstellung bestanden, die An­
sprüche auf die berufsbezogene Zuwendung bestünden über den 
31. Dezember 1991 hinaus fort.

Auch solche Gesetze, die auf völkerrechtliche Verträge zu­
rückgehen, sind objektiv auszulegen. Es kommt nicht auf die Vor­
stellungen einer beim Zustandekommen des völkerrechtlichen Ver­
trages beteiligten Partei, sondern darauf an, welcher Regelungs- 
wille der Norm und dem Normzusammenhang entnommen werden kann.
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Für den von der Klägerin geltend gemachten Regelungswillen fehlen 
ausreichende Anhaltspunkte im Einigungsvertrag.

II. Die Festlegung im Einigungsvertrag, wonach alle Rechte aus 
der Anordnung bbZ mit dem 31. Dezember 1991 erlöschen, ist von 
Rechts wegen nicht zu beanstanden. Sie verstößt entgegen der Auf­
fassung der Klägerin nicht gegen die Verfassung.

1. Der Einigungsvertrag und der daran anknüpfende Gesetzgeber 
der Bundesrepublik Deutschland haben auf die in der Deutschen De­
mokratischen Republik entstandenen Rechte aus der Anordnung bbZ 
differenzierend reagiert. Die Anordnung ist zwar mit Wirkung zum 
31. Dezember 1991 insgesamt aufgehoben worden. Alle Rechte, die 
sich unmittelbar aus ihr ergaben oder ergeben konnten, sind erlo­
schen. Soweit sich aus der Anordnung jedoch ein Anspruch auf eine 
Zusatzrente neben der allgemeinen gesetzlichen Rente ergab (§ 2 
Abs. 5 Anordnung bbZ), hat der Gesetzgeber dies berücksichtigt. 
Entsprechend der Vorgabe in der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H 
Abschn. III Nr. 9 zum Einigungsvertrag, welche die Anordnung bbZ 
dem Recht der sozialen Sicherheit zugewiesen hat, ordnen § 2 
Abs. 2 des Gesetzes zur Überführung der Ansprüche und Anwart­
schaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitritts­
gebiets vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1677) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 11. November 1996 (BGBl. I S. 1674) und 
§ 252 a SGB VI eine beschränkte Überführung dieses Versorgungssy­
stems in das Sozialversicherungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland und damit zugleich eine Entlastung des letzten Ar­
beitgebers an (vgl. hierzu auch BSG Urteil vom 29. April 1997 
- 4 RA 98/95 - SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 6 Nr 2).
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Der Teil der Anordnung allerdings, welcher die Zuwendung für 
die Zeit zwischen dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf und dem 
Bezug einer gesetzlichen Rente betrifft, und dessen Weitergeltung 
die Klägerin für sich in Anspruch nimmt, ist mit Ablauf des 
31. Dezember 1991 aufgrund der Bestinunungen des Einigungsvertra­
ges ersatzlos weggefallen.

2. Diese gesetzliche Anordnung verstößt nicht gegen das Grund­
recht auf Eigentum nach Art. 14 Abs. 1 GG.

a) Es ist schon zweifelhaft, ob die Bundesrepublik Deutschland 
verfassungsrechtlich verpflichtet war, das besondere Zusatzver­
sorgungssystem der Deutschen Demokratischen Republik durch in­
haltsbestimmende Gesetze i.S. von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG in Ei­
gentumsansprüche mit Grundrechtsschütz umzuwandeln. Es spricht 
einiges dafür, daß die vom Bundesgesetzgeber Vorgefundenen Vermö­
genspositionen aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der 
Deutschen Demokratischen Republik von vornherein keinen Eigen­
tumsschutz aus Art. 14 GG genossen. Sie waren nach Maßgabe des 
rechtsbildenden Willens der Regierung der Deutschen Demokrati­
schen Republik entstanden, die nicht an die Eigentumsgarantie des 
Art. 14 GG gebunden war. Für den Gesetzgeber hätte sich hiernach 
nicht die Frage nach einer Rechtfertigung von Eingriffen in Zu- 
satzversorgungssysteme, sondern die nach einer erstmaligen Schaf­
fung von Rechtspositionen als Reaktion auf die bisherige Ordnung 
gestellt. Die Gesetzgebung, welche die Überleitung und Anpassung 
dieser Versorgungssysteme geregelt hat, könnte damit wegen ihres
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konstitutiven, rechtsbegründenden Charakters nicht an Art. 14 GG 
gemessen werden (so Papier, DtZ 1996, 43 f.; ähnlich BSG Urteil 
vom 29. April 1997 - 4 RA 98/95 - aaO, zu B 3 der Gründe? a.A. 
Simon, DtZ 1996, 41 f.).

Dem kann jedenfalls nicht entgegengehalten werden, der Eini­
gungsvertrag habe die Anordnung bbZ zunächst in das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland überführt und erst dann beschränkt, so 
daß er bei dieser beschränkenden Regelung dann dem Eigentums­
schutz aus Art. 14 GG unterstellt gewesen wäre. Der Einigungsver­
trag hat das Recht der Deutschen Demokratischen Republik im hier 
interessierenden Zusammenhang nicht transformiert, sondern es für 
einen Übergangszeitraum als solches weitergelten lassen. Für die 
Parteien des Einigungsvertrages stand von Anfang an fest, daß die 
Anordnung bbZ nur noch für eine Auslauffrist bis zu ihrem endgül­
tigen Erlöschen weitergelten sollte.

b) Auch dann, wenn man einen Eigentumsschutz aus Art. 14 GG für 
solche Versorgungsansprüche für möglich hält, die auf dem Recht 
der Deutschen Demokratischen Republik beruhen, kann doch nicht 
ohne weiteres davon ausgegangen werden, daß dieser Schutz auch 
für die der Sache nach sozialrechtlichen Versorgungsansprüche aus 
der Anordnung bbZ gilt.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsge­
richts zum Eigentumsschutz Öffentlich-rechtlich begründeter ver­
mögenswerter Positionen des Sozialversicherungsrechts ergibt sich 
der Eigentumscharakter einer Rechtsposition vor allem daraus, daß 
die Rechtsposition zumindest auch auf eigenen Leistungen beruht.
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Je höher dann der einem öffentlich-rechtlichen Anspruch zugrunde 
liegende Anteil eigener Leistung sei, desto stärker trete der 
verfassungsrechtlich wesentliche personale Bezug hervor und be­
wirke einen erhöhten verfassungsrechtlichen Schutz, so daß an die 
Rechtfertigung eines Eingriffs strengere Anforderungen zu stellen 
seien als an die Änderung einer Rechtslage, die mit der eigenen 
Leistung des Versicherten nichts zu tun habe (BVerfGE 53, 257,
291 ff.; Wieland in H. Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar,
Bd. 1, 1996, Art. 14 Rz 54).

Die von der Anordnung bbz Begünstigten mußten keine eigenen 
Beiträge leisten, um den Anspruch auf die berufsbezogene Zuwen­
dung zu erwerben. Es gibt auch keine Anhaltspunkte dafür, daß die 
Tänzerinnen und Tänzer im Vergleich zu den übrigen Beschäftigten 
in der Deutschen Demokratischen Republik im Hinblick auf ihre be­
sondere ZusatzVersorgung auf Teile des ihnen an sich zustehenden 
Entgelts verzichtet hätten.

c) Der zuletzt angesprochene Gesichtspunkt spricht mitentschei­
dend dafür, daß die Regelung im Einigungsvertrag, aufgrund deren 
die Anordnung bbz mit Ablauf des 31. Dezember 1991 erloschen ist, 
selbst dann wirksam ist, wenn man die sich aus ihr ergebende 
Rechtsposition dem Schutz des Art. 14 GG unterstellt.

aa) Aufgrund der besonderen Umstände bei der Entstehung und Ge­
währung der berufsbezogenen Zuwendung in der Zeit bis zum Aus­
scheiden aus dem Erwerbsleben genießt diese Rechtsposition jeden­
falls nur geringeren verfassungsrechtlichen Schutz.
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Die Begünstigten hatten nicht nur keine Gegenleistung für 
die berufsbezogene Zuwendung zu erbringen. Sie erwarben ihren An­
spruch auch in einer Rechtsordnung, die keinen individualree^ 
chen Schutz für ihn bereithielt. Es war für die Begünstigten auch 
nicht von existenzieller Bedeutung, sich im Rahmen ihrer Lebens­
planung auf die erworbene Rechtsposition verlassen zu können. Es 
geht bei dem Eingriff in die Rechte aus der Anordnung bbZ für die 
Zeit bis zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben nicht um einen Ein­
griff in Altersversorgungsleistungen, deren der einzelne bedarf, 
dessen Leistungsfähigkeit für die Existenzsicherung durch Er­
werbsarbeit nicht mehr ausreicht. Der Eingriff betrifft Zuwendun­
gen, die nach dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf neben den Ein­
künften aus sonstiger Erwerbsarbeit gezahlt werden sollten und 
deren es zur Existenzsicherung nicht bedurfte.

bb) Auf der anderen Seite war ein Eingriff des Gesetzgebers in 
die besondere Zusatzversorgung während fortbestehender Erwerbsfä­
higkeit nach der Anordnung bbZ geboten, um eine im Arbeits- und 
Sozialrechtssystem der Bundesrepublik Deutschland nicht hinnehm- 
bare Begünstigung einer besonderen Personengruppe in einem Teil 
der neuen Bundesrepublik auszuschließen. Ein Fortbestand der Zu­
satzversorgung in der bisherigen Form einer betrieblichen Lei­
stung unter staatlicher Refinanzierung war im System der Bundes­
republik Deutschland ausgeschlossen. Eine Übertragung der Bela­
stungen aus der Anordnung bbZ auf die neuen, unterschiedlich lei­
stungsfähigen Träger der kulturellen Einrichtungen in den neuen 
Bundesländern hätte bei diesen vorhersehbar zu wirtschaftlichen
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Schwierigkeiten und Wettbewerbsnachteilen im Verhältnis zu ent­
sprechenden westdeutschen Einrichtungen geführt.

3. Aus den gleichen Gründen scheidet auch ein Verstoß der Rege­
lung im Einigungsvertrag gegen das Rechtsstaatsprinzip aus. So­
weit in der Regelung der Anlage II Kap. VIII Sachgebiet H 
Abschn. III Nr. 6 zum Einigungsvertrag eine unechte Rückwirkung 
enthalten ist, ist dies von Verfassungs wegen nicht zu beanstan­
den. Bei den Begünstigten konnte aus den genannten Gründen kein 
schützenswertes Vertrauen darauf entstehen, daß auch unter den 
grundsätzlich geänderten Bedingungen die in der Vergangenheit 
erdienten Besitzstände in jedem Falle und in vollem Umfang er­
halten bleiben würden.

4. Die Regelung im Einigungsvertrag verstößt auch nicht gegen 
Art. 3 Abs. 1 GG. Sie führt nicht zu einer Schlechterbehandlung 
früherer Tänzerinnen und Tänzer im Beitrittsgebiet gegenüber 
ihren Berufskollegen im Westen Deutschlands.

Eine vergleichbare Leistung wie die berufsbezogene Zuwendung 
kennt das Arbeits- und Sozialrecht für Ballettmitglieder in West­
deutschland nicht. Die Klägerin verweist in diesem Zusammenhang 
zu Unrecht auf § 36 der Satzung der Versorgungseinrichtung für 
Bühnenangehörige. Diese im übrigen nicht auf gesetzlicher, son­
dern auf tarifvertraglicher Grundlage entstandene Versorgungsein­
richtung gibt für Ballettmitglieder lediglich die Möglichkeit, 
einen besonderen Abfindungsanspruch zu wählen, der aber nichts 
anderes ist, als eine vorzeitige Rückerstattung von in der Ver­
gangenheit bei der Versorgungsanstalt eingezahlten Versorgungs-
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beitragen. Diese Leistung ist nicht vergleichbar mit der berufs­
bezogenen Zuwendung, einer laufenden Zahlung in Höhe der Hälfte 
des günstigsten Durchschnittsverdienstes während des gesamte) eui 
das Ausscheiden aus dem Tänzerberuf folgenden Arbeitslebens.

III. Die Klägerin kann nach alledem nicht verlangen, über den 
31. Dezember 1991 hinaus die berufsbezogene Zuwendung zu erhal­
ten. Sie kann deshalb auch nicht deren Dynamisierung entsprechend 
der Entwicklung der gesetzlichen Rente verlangen. Auch insoweit 
ist ihre Klage zu Recht abgewiesen worden.

Dr. Heither Kremhelmer Bepler
Schmidt Lohre
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